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Drucksache 3749 


Der Bundesminister der Justiz 
- VS - 4021 E - 113/57 - 


Bonn, den 24. Juli 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Amtshilfe durch Akteneinsicht in gerichtliche 
Voruntersuchungsakten des Bundesgerichtshofs im 
Strafverfahren BJs 315/54 

Bezug; Kleine Anfrage 366 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 3649 - 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Auswärtigen 
und des Innern beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu 1. 

Die Übersendung einer Abschrift der Niederschrift über die Ver- 
nehmung des Zeugen Dr. Doris vom 14. März 1956 an das Aus- 
wärtige Amt erfolgte auf Grund meiner Amtshilfepflicht nach 
Artikel 35 GG und im Einklang mit dem Grundsatz, daß die 
Amtshilfe nur dazu dient, der auskunftsberechtigten Behörde die 
Durchführung ihrer öffentlichen Aufgaben zu ermöglichen oder zu 
erleichtern. 

Zu 2. 

Auch noch nach dem 14. März 1956 gehörte es zu den öffentlichen 
Aufgaben des Auswärtigen Amtes, die durch das Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Staate Israel belasteten 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
arabischen Staaten zu normalisieren. Dafür war die Kenntnis der 
in der Aussage des Zeugen Dr. Doris geschilderten Bestrebungen, 
die Bundesrepublik Deutschland im arabischen Raum wirtschaftlich 
zu boykottieren, von Bedeutung. 

Zu 3, 

Die Allgemeine Verfügung betr. Mitteilungen in Strafsachen vom 
21. Mai 1935 ist nicht vom früheren Reichsminister des Innern, 
sondern vom früheren Reichsminister der Justiz erlassen worden. 
Sie geht auf ältere landesrechtliche Justizverwaltungsvorschriftcn zu- 
rück (§ 103 der genannten AV des RJM vom 21. Mai 1935. Vgl. 
dazu z. B. : AV des preußischen Justizministers vom 12. Dezember 1927 
betr. Mitteilungen in Strafsachen - preußisches JMBl. 1927 S. 395 ff. - 
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und die in der Anlage II dazu enthaltene Zusammenstellung der 
aufgehobenen preußischen Verfügungen aus den Jahren 1813 bis 
1927; Erlaß des badischen Justizministers vom 12. Juni 1930 betr. 
Mitteilungen in Strafsachen an andere Behörden - Bd. XV S. 198 ff. 
der Sammlung der Dienstvorschriften der badischen Justizverwaltung). 
Mitteilungspflicliten wegen der politischen Bedeutung einer Straf- 
sache oder wegen des öffentliAen Interesses an ihr waren insbe- 
sondere bereits in § 9 der AV des preußischen JM vom 1 2. Dezember 
1927 und in § 84 des Erlasses des badischen JM vom 12. Juni 1930 
vorgesehen. Ein Zusammenhang zwischen der AV des früheren 
RJM vom 21. Mai 1935 und der sogenannten Rohm- Affäre vom 
30. Juni 1934 ist nicht erkennbar. Jedenfalls ist es niclit ersieh t- 
lidi, inwiefern durch die AV vom 21. Mai 1936, die eine reichs- 
einheitliche Neufassung der Justizverwaltungsvorschriften über die 
Mitteilungen in Strafsachen enthält, die Eigenschaft des Deutschen 
Reichs als Rechtsstaat beendet worden sein soll. Demzufolge hat 
die Bundesregierung sich auch in anderen Verfahren nach den Vor- 
schriften der „Mitteilungen in Strafsachen” - soweit sie nicht in ein- 
zelnen Teilen gegenstandslos geworden oder durch neuere Vor- 
schriften ersetzt worden sind - unterriditen lassen. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung vermag nicht zu erkennen, inwiefern durch 
die Erstattung von Mitteilungen über Strafsachen unter den in der 
AV vom 21. Mai 1935 genannten Voraussetzungen der Gleichheits- 
grundsatz des Artikels 3 GG verletzt sein soll. Falls sich im Einzel- 
fall Kollisionen zwisdien dem Interesse der auskunftsberechtigten 
Behörde an Unterrichtung über die Strafsache und anderen berech- 
tigten Interessen - insbesondere solchen des Beschuldigten - ergeben, 
muß pflichtgemäß abgewogen werden, welches Interesse den Vorrang 
beanspruchen kann (vgl. § 1 Abs, 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 der 
AV vom 21. Mai 1935). Das Bundesjustizministerium hat daher 
von Mitteilungen an andere Behörden abgesehen, sobald Bedenken 
der genannten Art erkennbar wurden. 

Zu 5. 

Das Bundesjustizministerium hat nicht die These aufgestellt, daß im 
Kollisionsfalle das berechtigte Interesse eines Staatsbürgers kompen- 
sationslos verletzt werden könne. 

Zu 6. 

Da bezüglich derartiger Fälle rechtsstaatliche Verhältnisse gewahrt 
sind, gedenkt die Bundesregierung nichts zu veranlassen. 


Dr. von Merkatz 



